
D<:'f Bundesminister für V 8rkehr 
'p., n ., ,.. '-, () ~ I, ... /1 .- 1 '7 'Z 
-.~.L.,L,,:).'J l/!j--.. J; ..... j':J ,J 

xn L Gesetzgecungsperiode 

ANFRAGEIlEANTvrORrrUNG 

Ihre Anfrage erlaube ich mir wie folgt zu beantworten: 

Zu Fra&:e 1: ""'_._ .. _L~.~ ..,.;","'.-.-~ __ 

Das Bundesministerium fUr Verkehr als Oberste Zivilluft-

fahrtbehörde steht der Verwendung von Überschallflugzeugen 

im östie:cr. Iiuft:cau.nl grundßätzlich aljlehnend gegeniXber und 

vertritt die Ansicht, daß ausdeili Abkommen von Chicago, 

·BGBl.Nr. 138/'19'71, und o.U8 der Vereinbarung über den 

Durchflug im internationalen Fluglinienverkehr (Transit­

abkommen), BGBI.Nr. 46/1959, keinerlei Verpflichtung eines 

Vertragsstaates zur Duldung des Ein-, Aus- und Überfluges 

von Überschallflugzeugen abgeleitet werden kann, da bei 

Inkraftirsten der genannten Verträge der Überschallverkehr 

mit den o.arrl.US resultierenden I ... ärmauswirkungen nicht vor­

ausgesehen worden und daher auch nicht Gegenstand dieser 

Vereinbarungen geworden ist. Wie sich gezeigt hat, wird 

diese Meinung auch von einer Reihe anderer Vertrags staaten 

verireten (Schweiz, Niederlande, USA, Norwegen). 

In diesem Zusammenhang ist auch auf den Artikel 11 des 

TreJYlsitabkommens hinzU'lveisen, wonach ein VertrErgsstaat, 

wenn ei' der Ansicht ist, daß t1aßnahmen eines ,mdaren Ver-
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recht ader H~rtcn zufUgen~ b~irn ~ heantragen kann, dje 

Sachlage zu prüfen. Der Rst wird dann versuchen, in Be­

rat"l).ngsl1 mit elen Bet.roLfenen d:Le ~-;chvvieJ:':Lgkei ten zu b o
-

'teile11. vle:Lt'21's stehen auch noch die BestiDim.mgen deß 

Straitigkeiten zwischen Vertragsstaaten, Schiedsgerichts-
'V 81' f :-l"rJ l' e n, '.8 0 ~l"'~1"'{.·fuy'l ,~;.·,e- Xl. ~ +r~"~ -Pe .1' ..... \) r" 1'" I~ 'V'E.ll ..... P·U· D'UYlg ~ - ~ - ._!C:. - '-' cl (~_ dA, I., ..I,. J_ •• 1. b ." ~. 

Ötl:~8r;.'eich verfUgt, üb\vohl .noch ke.i.ll 8.l.1.sc1rUckJ.iches Ver-

bot und noch keine ausdrUckliehe Beschränkung hinsicht-

sames Instrumentarium 

l~rmbel~stj.gungen. tn erster Stelle kann hier die Möglich-

keit der ax~ensiven Auslegung des Artikels des Euro-

päischeD Abkommens tiber LufttUchtigkeitszeugnisse ein-

Von den nationalen luftfahrtrechtlichen Normen spielen 

I ,' f'+ p", ~17'+ o'e c' et z es 'P GBI T\Tr 2 r: 3/1 c' 5'7 (17I~Ll' o'-L': nJ' enb ;:"'/l'll .; r'!l'iJ a J v~ -.. v ._~ r-, • .4 ~,_ :.J 0. ,.., 0 ,I _I ,J.J . <) 1, _ ~ _ :J I ) ,. .r ~ ... { tj _ -L _' .... \ .... " . _ ...... }::, A .l b 

und Widerruf derselben), der § 114 des Luftfahrtgesctzeo 

Luftbefö~derung8unternehmen zur 

Befö:r:d erullg von Personen und Sachen üme:I'tlal b de s öster-' 

Teichj_schen Luftraumes und vJül er'Tuf d 81' ZUla.sS1Jng) und die 

§§ 1, 2 und 4 der Verordnung betreffend das tlberfliegen 

der Ijundesgren~~e, EGB1. NI'. 1'1'1/'1958, (BeitJilligungen fUr 

den Ein- und Ausflug sowie fUr den landungslosen Überflug) 

eine bedeutende Rolle. 

Hinsichtlich des Einsatzes militärischer Überschallflug­

zeuge ist zu bemerken, (teß derartige Luftfahrze.uge in 

Österreich nicht in Verwendung stehen. Alle ausländischen 
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Militärluftfahrzeuge (daher auch solche mit Überschall­

ge~)ch\\lindigkeit) bedU'rfen jedoch - im Einklang mit Art. 3 
{"~·ec: A1jl . .-roYllmel's ""on eh..! ..... .-:~(""1'0 - ('t~!;~:: f\. '~ d""'r \Te'-~o"'Y'..::J"I.·lunL7 bp.-CA".,.. ~ .... d'-~,u Ai< " h., ~L.LCcl.~ ",,',.ITie"',.;:;i / .. ,:;, '.1. , ~ '.Ll -b .J 

treffend das Überfliegen der Bunde~grenze den Ein- ~nd 

Ausflug sowie für den landungslosen Überflug einer Be-

willigung des Bundesamtes für Zivilluftfahrt, Diese Be­

willigung darf nur mit Zustimmung des Bundesministeriums 

fUr Landesverteidigung und nur insoweit erteilt werden, 

aJsöffentliche Interessen nicht entgegenstehen. 

Sollte es sich, über die in den Ausführungen zur Frage 1 

dargelegten Möglichkeiten hinaus, in Zukunft als erforder­

lich erweül(:;n, ein aUf-3drücklicheG Verbot für Flüge mit 

Überschallgeschwindigkeit festzulegen, so kann dies :in 

kü-rzester Zeit durch VerordnungsnovellierLmg erfolgen. 

Die Verordnungsermächtigung des, § 124 Abs. 2 des Luft­

fahrtgesetzes ermöglichtes, in den Luftverkehn:iregeln 

die er1!/Unschte LärmschutzmaI3nahme im Hinblick auf ]'lügo 

m1t Überschallgeschwindigkeit zu'treffen. WeiterfJ ist es 

möglich auf Grund des § 5 Abs. 1 lit. b des Luftfahrtge­

satzes zur Fernhaltung störender Einwirkungen der Luftfahrt 

auf Personen und Sachen im Verordnungsweg Luftraumbe­

sch:ränkungen zu verfügen. Das kann geschehen, ind em etwa 

ein Verbot des Durchfluges von Überschallflugzeugen er~ 

lassen wird (Luftsperrgebietgemäß § 4 Abs. 1 lit. ades 

Luftfahrtgesetzes), oder indem angeordnet wird, daß der 

Durchflug von Überschallflugzeugon nur mit Unterschall­

geschwindigkeit zulässig ist (Flugboschränkungsgebiet 

gemäß § 4 Abs. 1 1it. b des LUftfahrtgesetzes). 
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Da das Bundesministerium fUr Verkehr als Oberste 

Zivilluftfahrtbehörde, wie schon zu Frage 1 ausge­

fUhrt, in gegenstähdlicher Angelegenheit grundsätz­

lich eine ablehnende Haltung 6innimmt, wird von den 

hier aufgezeigten Möglichkeiten zu gegebener Zeit 

G '1)'~'-"'~'1 ~e~~ "b-l.. -"---",1,-,y" wm den U"beY'ach~lllvc>rlrehY' Ir.; ~L(?_L{\jl 0 ltid..CJ.lJ IJVe ...... \...t...:....l, ' ... ..1.. ~I.J ..... C __ 't'-" .t:'. ... _ 

und die daraus resul~erende Ubermäßige Lärmeinwirkung 

auf die österreichische Bevölkerung zu unterbind~n. 

Wien i 1973 08 02 

Der Bundesminister: 

,. 
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